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§ 1a E-GovG Recht auf
elektronischen Verkehr und

Wahlfreiheit zwischen
Kommunikationsarten für
Bürgerinnen und Bürger

 E-GovG - E-Government-Gesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 24.07.2024

1. (1)Jedermann hat in den Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Bundessache sind, das Recht auf elektronischen

Verkehr mit den Gerichten und Verwaltungsbehörden. Ausgenommen sind Angelegenheiten, die nicht geeignet

sind, elektronisch besorgt zu werden. Personen in gerichtlich, finanzstrafbehördlich oder gemäß § 53d des

Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52/1991, verwaltungsbehördlich angeordnetem Freiheitsentzug können

dieses Recht nur nach Maßgabe der diesbezüglich in den Vollzugseinrichtungen vorhandenen technischen und

organisatorischen Gegebenheiten ausüben, sofern dies vollzugsrechtlich zulässig ist und dadurch keine

Gefährdung der Sicherheit und Ordnung zu erwarten ist.

2. (2)Etwaige technische Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs

sowie der Zeitpunkt der Aufnahme des elektronischen Verkehrs sind im Internet bekanntzumachen.

3. (3)Sofern durch Bundesgesetz nichts anderes geregelt ist, ist neben der Möglichkeit des elektronischen Verkehrs

zumindest eine andere Kommunikationsart für den Verkehr mit der jeweiligen Stelle vorzusehen.

Benachteiligungen von Personen auf Grund der Wahl dieser anderen Kommunikationsart sind unzulässig.

Maßnahmen zur Förderung des elektronischen Verkehrs stellen keine Benachteiligung in diesem Sinne dar.
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